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DNA-Test bestätigt Tod 

des Abu Sayyaf 

Anführers Janjalani

/ie Ende Januar bestätigt wurde. 

Khadaffy Janjalani, der Kopf der 

Terroristengruppe Abu Sayyaf, bei 

einer kämpferischen Auseinander

setzung zwischen dem philippini

schen Militär und den Abu Sayyaf 

vor fünf Monaten erschossen wor

den.

Dies belegt eine in den USA 

durch das FBI geführte DNA- 

Analyse von genetischem Material 

des Toten.

Der Armeechef des philippini

schen Militärs Hermogenes Espe- 

ron Jr. sprach davon, dass mit dem 

Tod Janjalanis der »Schwerpunkts 

des Terrorismus in den Philippi

nen« erfolgreich neutralisiert wor

den sei.

Ein Ende der Kämpfe stehe be

vor, so Esperon weiter. Die nun 

durch die ungeklärte Nachfolge 

geschwächte Abu Sayyaf müsse 

weiter militärisch unter Druck ge

setzt werden.

Auch US-amerikanische Regie

rung zeigte sich erfreut über den 

Erfolg des Militärs.

Erstere hatten aufgrund einer 

Reihe von Entführungen amerika

nischer Zivilisten, sowie aufgrund 

der 2002 auf Bali verübten An

schläge von indonesischen Terror

gruppen, mit welchen Abu Sayyaf 

in Verbindung gestanden haben 

soll, ein Kopfgeld in Höhe von 

fünf Millionen US-Dollar auf Jan

jalani ausgesetzt.

Tage zuvor war einer der mög

lichen Nachfolger Janjalani, Abu 

Solaiman ebenfalls von einer Mi

litäreinheit erschossen worden.

Vgl. Inquirer 21.01.22.01., Associated 

Press 20.01.
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ASEAN-Konferenz in den Philippinen

Vertreterinnen Süd-ostasiatischer 

Staaten kamen vom 12.- 15. Janu

ar in Cebu, zusammen, um sich 

über die gemeinsamen Zukunft 

der Region auseinander zu setzen. 

Im Anschluss an die ASEAN- 

Konferenz der 10 Mitgliedsstaaten 

fand der zweite Ost-Asien Gipfel 

statt: ASEAN plus die Dialogpart

ner China, Japan, Südkorea, In

dien, Australien und Neuseeland.

Auf dem diesjährigen ASEAN- 

Gipfel wurde ein erster Entwurf zu 

einer rechtlich-bindenden gemein

samen Charter verabschiedet. Der 

ASEAN wird damit zu einer rechtli

chen Einheit mit einem für alle 

verbindlichen Statut.

Des Weiteren wurde eine Erklä

rung über die Rechte von Arbeits

migranten/innen abgegeben, so

wie eine Anti-Terror-Konvention 

beschlossen. Aus ökonomischer 

Sicht sollen sowohl die Vertiefung 

der ASEAN Wirtschaftsgemein

schaft bis 201 5 intensiviert, als 

auch den Auswirkungen der stei

genden Ölpreise auf dem Ener

giemarkt und den damit verbun

denen Herausforderungen für das 

Wirtschaftswachstum durch ver

tiefte Kooperation im Energiesek

tor entgegengewirkt werden.

Burma wurde zudem »ermu

tigt« den Prozess der nationalen 

Versöhnung und die Freilassung 

politischer Häftlinge voranzubrin

gen. An Nordkorea wurde appel

liert, von weiteren Nuklearwaf

fentests abzusehen, das Atomwaf

fenprogramm einzustellen und sich 

der kritischen humanitären Situati

on seiner Bevölkerung verstärkt 

anzunehmen.

Die Mitgliedsstaaten des zwei

ten Ost-Asien-Gipfels verabschie

deten nach ASEAN ebenfalls eine 

Erklärung zur Gewährleistung der 

Energiesicherheit in der Region 

und richteten einen Appell an 

Nordkorea bezüglich seines A- 

tomwaffenprogramms. Die Mit

glieder begrüßten zudem die 

Leistungen und Erfolge der regio

nalen Integration und die Anstren

gungen zur Überwindung regio

naler Entwicklungsunterschiede.

Im Zuge dessen sprachen sich die 

Partner für eine schnelle Wieder

aufnahme der Verhandlungen der 

Doha-Runde zur Liberalisierung 

der Weltwirtschaft aus.

Vgl. Inquirer 16.01.

Neues Anti-Terrorismusgesetz

Am 19.1. hat der Senat ein neues 

Gesetz zur Terrorismusbekämpfung 

verabschiedet. Nun muss Präsi

dentin Arroyo das Gesetz nur noch 

unterzeichnen, bevor es umgesetzt 

werden kann. Der Human Security 

Act of 2007 legt den Schwerpunkt 

nicht auf die Wurzeln sozio- 

ökonomischer Konflikte, sondern 

auf die Sicherheit des Staates vor 

Subversion militanter Gruppen.

Das Gesetz ermöglicht weitrei

chende Maßnahmen: Des Terro

rismus verdächtigte Personen kön

nen umfassend beobachtet, abge

hört und überwacht, ohne Haft

befehl und auf Grundlage anony

mer Hinweise bis zu drei Tage lang 

verhaftet, auf ihre Bankguthaben 

und Vermögen kann zugegriffen.

beziehungsweise sie können be

schlagnahmt werden. Personen, 

die fälschlicherweise verhaftet 

wurden, steht eine Entschädigung 

von 500.000 Pesos (etwa 8.000 

Euro)

Das Gesetz weckt Erinnerungen 

an die Zeit des Kriegsrechts wäh

rend der Marcos-Dikatatur. Men

schenrechtsorganisationen warnen 

vor weiteren Einschränkungen der 

Bürgerrechte angesichts grassie

render Menschenrechtsverletzun

gen und politischer Morde in Folge 

der Aufstandsbekämpfungsmaß

nahmen der Regierung. Trotz ihrer 

Proteste steht das Gesetz nun vor 

der Umsetzung.

Vgl.jurist.law.pitt.edu 19.02., Inquirer 

29.01.
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Melo-Bericht und UN-Besuch

Der Bericht der zur Untersuchung 

der politischen Morde eingesetzten 

Melo-Commission wurde am 22. 

Januar an Präsidentin Arroyo wei

tergeleitet. Der Bericht hatte Auf

sehen erregt, da darin der pensio

nierte General Palparan, sowie an

dere hohe Militärs für Morde, bei 

denen eine Beteiligung der unter 

ihrem Kommando stehenden Ein

heiten wahrscheinlich scheint, ver

antwortlich gemacht werden. Dar

über hinaus wurde der Bericht von 

Arroyo lange unter Verschluss 

gehalten.

Im Februar besuchte der Son

derbeauftragte für außergerichtli

che Hinrichtungen der Vereinten 

Nationen, Philip Aiston, die Phi

lippinen und sprach mit Men

schenrechtsorganisationen, Regie

rungs-, Polizei- und Militärvertre

tern. In seinem vorläufigen Bericht 

weist Aiston darauf hin, dass die 

Präsidentin zwar immer wieder die 

Ernsthaftigkeit des Problems deut

lich gemacht hat, es jedoch unter

schiedliche Signale, beziehungs

weise Ablehnung und Verweige

rung gegenüber dem Problem auf 

Verwaltungs- und Umsetzungsebe

ne grassieren.

Aiston warf Teilen der Sicher

heitskräften vor, sich in einem Zu

stand »völliger Verweigerung« des 

Problems zu befinden. Während 

die UN keine Sanktionen gegen 

das Land verhängen könne, so sei 

mit seiner Besuch ein Prozess in

nerhalb des UN-Mechanismus an

gestoßen worden.

Staatsminister Ermita sagte, es 

scheine, dass Aiston eher Gegnern 

der Regierung zugehört habe und 

warf Aiston vor, von der maois- 

tisch affiliierten Menschenrechts

organisation Karapatan »gehirn

gewaschen« zu sein. Er begrüßte 

jedoch die Angebote ausländischer 

Regierungen, bei Untersuchungen 

und Maßnahmen gegen die politi

schen Morde zu helfen.

Militärsprecher wiesen die Ver

antwortung für die Morde ab und 

verwiesen auf interne Säuberungs

aktionen innerhalb der kommu

nistischen Partei. Der Chef der 

Sondereinheit der Polizei Task 

Force Usig, die von der Präsidentin 

zur Untersuchung der Morde ein

gesetzt wurde, sagte, dass nur vier 

der Morde mit dem Militär in Ver

bindung gebracht werden könn

ten. Menschenrechtsorganisatio

nen haben bis zu 830 politischen 

Morden seit Anfang 2001 doku

mentiert.

Vgl. Inquirer 21.02., Aiston 21.02.

Neue Gefechte in Mindanao

Mehrere große Zusammenstöße 

zwischen Armeeeinheiten und Ein

heiten der Moro Islamic Liberation 

Front (MILF) bedrohen den bereits 

fragilen Friedensprozess in Minda

nao. Bereits im Januar kam es zu 

Zusammenstößen in Midsay- 

ap/Zentralmindanao, in deren Fol

ge mehrere Tausend Flüchtlinge 

aus den umliegenden Dörfern Zu

flucht entlang der Hauptstraße 

zwischen Cotabato und Kidapawan 

suchen mussten.

Nachdem sich die Situation 

nach Einschreiten der Waffenstill

standsbeobachter des Coordina-

ting Committee forthe Cessasion 

of Hostilities (CCCH), dem Inter

national Monitoring Team (IMT), 

und Bantay Ceasefire beruhigt 

hatte, brachen Anfang März weite

re Gefechte aus, die sich nach ei

nem weiteren Einschreiten der Be

obachtungsteams abermals beru

higten. Über 1000 vor allem mus

limische Zivilisten waren bei Re

daktionsschluss evakuiert und in 

den Gefechten kam 17 MILF 

Kämpfer und ein Armeesoldat ums 

Leben.

Vgl. MindaNews 06.03., GMAnews 

06.03.
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Präsidentin Arroyo auch

vorrühergehend

Verteidigungsministerin

Nachdem Verteidigungsminister 

Avelino Cruz, sowie sieben seiner 

Mitarbeiter, Ende November frei

willig ihr Amt niedergelegt hatten, 

übernahm Präsidentin Arroyo bis 

Ende Januar die Führung des Mi

nisteriums.

Cruz war bekannt für seine Re

formpläne der philippinischen 

Streitkräfte, welche zu Querelen 

innerhalb des Kabinetts geführt 

hatten.

Ausschlaggebend für seinen 

Rücktritt waren jedoch die Ausei

nandersetzungen um eine Unter

schriftenaktion zur Verfassungsän

derung. Laut Cruz sei die Initiative 

von der Regierung Arroyo initiiert 

worden und entspräche somit 

nicht dem Volkswillen. Dabei ka

men nach Angaben der Initiatoren 

etwa fünf Millionen Unterschriften 

zusammen. Die Richter des O- 

bersten Gerichtshofes hatten den 

Vorgang mit acht zu sieben Stim

men als illegal bezeichnete und 

deklarierten die Aktion als »große 

Irreführung«. Federführend war 

hierbei der mit Cruz befreundete 

Oberste Richter Antonio Carpio.

Arroyo beteuerte ihr Bedauern 

über den Rücktritt des Ministers. 

Cruz sei ein zuverlässiger Vertrau

ter und Berater der Präsidentin 

gewesen und wird es auch weiter

hin bleiben, so ein Regierungs

sprecher.

Lange Zeit wurde spekuliert, ob 

das Amt von einem zivilen Amts

träger oder jemandem aus dem 

Militär besetzt werden würde. Seit 

Februar steht fest, dass der neue 

Verteidigungsminister Hermogenes 

Ebdane sein wird, ehemaliger Mi

nister für Bauwesen und Infra

struktur und nationaler Sicher

heitsberater. Ihm wurde im Zu

sammenhang mit Wahlfälschungs

vorwürfen gegen Arroyo während 

der Präsidentschaftswahlen 2004 

Beteiligung vorgeworfen.

Vgl. Department of National Defense 

Website (Dez. 06). INQ7.net 28.11., 

Newsbreak Online 20.11., INQ7.net 

11.07.. INQ7.net 11.05.
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